
Beschlussvorlage der Verwaltung öffentlich

Amt/Geschäftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Sarah Gross 08.06.2015 15/60/075

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

 Vorberatung BA 17.06.2015 Öffentlich

 Entscheidung HA 02.07.2015 Nichtöffentlich

 Entscheidung SVV 16.07.2015 Öffentlich

Bezeichnung: Abwägungs- und Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
27 "Campingpark Kühlungsborn" der Stadt Ostseebad Kühlungsborn

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn beschließt:

1) Die Stadtvertreterversammlung hat die während der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden vorgebrachten 
Anregungen zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 mit folgendem Ergebnis geprüft:
s. Anlage. Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

2) Der Bürgermeister wird beauftragt, den Behörden, sonstigen Trägern öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden, die Anregungen vorgebracht haben, das Abwägungsergebnis mitzuteilen. 

3) Die Stadtvertreterversammlung beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 der 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn "Campingpark Kühlungsborn" gemäß § 10 BauGB als Satzung. 

      Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 wird gebilligt.

Problembeschreibung/Begründung:

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in Ihrer Sitzung am 
16.04.2015 die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 "Campingpark 
Kühlungsborn" gemäß §§ 2 und 8 BauGB beschlossen. 

Es werden folgende Planungsziele verfolgt: Errichtung von zwei neuen Sanitärgebäuden, dabei 
Erweiterung einer Sanitäreinrichtung um Gesundheits- und Wellnessangebote sowie um eine 
Winter-Entsorgungsstation; Aufstockung des Rezeptionsgebäudes und Schaffung von 
Anreisestellplätzen zur Entlastung der Aufstellspur an der Waldstraße.

Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung erfolgte vom 04.05.2015 bis  zum 05.06.2015. Aus 
der Behördenbeteiligung resultiert keine Änderung des Planes.

Nach Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen soll die Satzung nun beschlossen werden. 



Finanzielle Auswirkungen? Nein   

Finanzierung
Gesamtkosten 
der Maßnahme 

(Beschaf-
fungs-Folgekosten)

Jährliche 
Folgekos-
ten/lasten

Eigenanteil
(i.d.R. = Kreditbedarf)

Objektbezogene
Einnahmen 
(Zuschüsse/Beiträge)

Einmalige oder 
jährliche laufende 
Haushaltsbelastung
(Mittelabfluss, 
Kapitaldienst, Folgelasten 
ohne kalkulatorische 
Kosten)

€ € € € €

Veranschlagung 2015                nein                    ja,  mit €                   Produktkonto

     Im Ergebnisplan               im Finanzplan

Anlage/n:

- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 „Campingpark“, Stand 09.06.2015- Planzeichnung  
   einschließlich Begründung 
- Abwägung
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SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORN

über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 "Campingpark Kühlungsborn"

W

N

O

S

Planzeichenerklärung

Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990, geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBL. I S. 1509).

1. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 10 BauNVO)

                         

                        Sondergebiete, die der Erholung dienen

Zweckbestimmung Campingplatz (§ 10 BauNVO) mit lfd. Nummerierung

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 17 - 20 BauNVO)

      Grundflächenzahl als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschoss als Höchstmaß

Firsthöhe in m als Höchstmaß              

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

                       offene Bauweise

                     

                    Baugrenze

Flächen für die Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und die

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Wasser

Abwasser

 

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze - Anreise von Wohnwagen

und Wohnmobilen

           

                         Grenze der räumlichen Geltungsbereiche der 1. Änderung

des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Ursprungsplanung

des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

GR

       SO 1

Campingplatz

II

FH

o

St

St

Anreise

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Nachrichtliche Übernahmen

Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen

Schutzgebiet für Grundwassergewinnung - Schutzzone III B

30 m Waldabstandsstreifen gemäß § 20 LWaldG i.V.m.

Waldabstandserlass M-V

150m Küsten- und Gewässerschutzstreifen gemäß § 29 NatSchAG M-V

3. Darstellungen ohne Normcharakter

                        vorhandene bauliche Anlagen

                        vorhandene Flurstücksgrenzen

                        Flurstücksnummern

Bemaßung in m

Höhenpunkte in m über HN

künftig fortfallend

4. Unverbindliche Darstellungen der Ursprungsplanung

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

zulässige Dachneigung

Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdach

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

vorgesehene Hauptwege innerhalb des Sondergebietes

                         vorgesehene Nebenerschließung innerhalb des Sondergebietes

Flächen für die Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und die

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Stellplatz für Abfallbehälter

Elektrizität

GW

 IIIB

DN

SD, WD,

  KWD

2

47

5.5

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

                         Grünflächen

Spiel-, Aktions- und Bolzplatz

Heckenpflanzungen

Zäsurgrün

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen bepflanzungen

5. Darstellungen ohne Normcharakter

Böschung

Zaun

Geltungsbereich 2

Ursprungsplan

Geltungsbereich 1

Geltungsbereich 3

Geltungsbereich 4
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SATZUNG DER 
STADT OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORN 

ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES NR. 27 
"Campingpark Kühlungsborn" 

 
umfassend vier Teilflächen des Bebauungsplanes Nr. 27, gelegen in 

Kühlungsborn-West, zwischen der Waldstraße im Süden, dem Küstenschutzwald 
im Norden sowie westlich der Mutter-Kind-Klinik 
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1. Planungsanlass und Planungsziele 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 wurde im Mai 2004 durch die Stadt als Satzung be-
schlossen und ist seitdem nicht geändert worden. Wie andere touristische Bereiche 
unterliegt auch der Campingtourismus einem ständigen Wandel in den Bedürfnissen 
und Anforderungen der Gäste. Ein Merkmal der Entwicklung in diesem Bereich ist 
z.B. der ständig ansteigende Anteil von Wohnmobilen. Dabei werden Angebote ten-
denziell das gesamte Jahr über nachgefragt. Zu verzeichnen ist darüber hinaus, dass 
die qualitativen und quantitativen Ansprüche an die Infrastruktur auf Campingplätzen 
steigen. Um nachhaltig den Bedürfnissen der Gäste zu entsprechen, bedarf es einer 
ständigen Überprüfung und Anpassung auch der baulichen Infrastruktur, wie z.B. 
Sanitäranlagen, Ver- und Entsorgungsanlagen für Wohnmobile, Anpassung der In-
frastruktur an eine zunehmende Ganzjahresnutzung sowie die Schaffung weiterer 
Angebote zur Freizeitgestaltung im Bereich Gesundheit und Wellness. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 wird aufgrund von geplanten Bauvor-
haben erforderlich, die dem o.g. Zweck dienen und nicht mit den bisherigen Festset-
zungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes übereinstimmen. Im Rahmen der 1. 
Änderung werden vier Teilflächen (Geltungsbereiche 1 bis 4) überplant. 
 
Der Geltungsbereich 1 umfasst die Flächen der Rezeption an der Waldstraße. Durch 
eine bauliche Erweiterung besteht hier die Zielsetzung, die Bedingungen für eintref-
fende Gäste und die Verwaltung des Campingparks zu verbessern sowie weitere 
Angebote und Informationsmöglichkeiten zu schaffen. 
 
Der Geltungsbereich 2 betrifft das östliche Sanitärgebäude Nr. 2. In diesem Bereich 
soll ein Neubau entstehen, in dem zeitgemäße Sanitäranlagen sowie Räumlichkeiten 
für Gesundheits- und Wellnessangebote untergebracht werden. Zielsetzung ist eine 
Qualitätssteigerung der Infrastruktur sowie die Schaffung von weiteren Angeboten für 
die Gäste. Weiterhin besteht für den Geltungsbereich 2 die Zielsetzung, eine winter-
feste Ver- und Entsorgungsstation für Wohnmobile zu schaffen. 
 
Der Geltungsbereich 3 betrifft das westliche Sanitärgebäude Nr. 3. Auch hier soll ein 
Neubau errichtet werden, um eine einheitlich hohe Qualität der Infrastruktur für den 
Campingpark zu gewährleisten und das Angebot entsprechend den Standards zu 
verbessern. 
 
Der Geltungsbereich 4 umfasst eine Teil Fläche des SO 1 nördlich des Eingangsge-
bäudes. Die Anreise der Campinggäste führt mitunter zu Verkehrsproblemen auf der 
Waldstraße. Hier befindet sich zwar eine separate Aufstellspur für anreisende 
Wohnmobile und Wohnwagen-Gespanne, diese reicht jedoch in Spitzenzeiten nicht 
immer aus. Daher sollen auf dem Gelände des Campingplatzes zusätzliche Anreise-
Stellplätze hergestellt werden. Dazu werden vorhandene Dauerstellplätze innerhalb 
des SO 1 zu Anreise-Stellplätzen umgewandelt. 
  
Durch die Änderungen in den Geltungsbereichen 2 und 3 sollen z.B. auch die Aus-
stattungshinweise für die höchste Sanitärbewertung in der "ADAC-Campingplatz-
Klassifikation" erreicht werden. Für die vorhandenen ca. 650 Stellplätze müssen da-
für ca. 60 Duschkabinen vorgehalten werden. Diese sollen auf drei Sanitärgebäude 
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verteilt werden. So wird die durch die ADAC-Richtlinie vorgeschriebene der Höchs-
tentfernung von jedem Stellplatz zum nächsten Sanitärgebäude zwar teilweise über-
schritten, eine dezentrale Lösung, mit Aufteilung auf mehrere Gebäude, wäre aber 
letztendlich zu aufwendig und würde darüber hinaus mehr Beeinträchtigungen der 
Gäste bedeuten. Zusätzlich zu den herkömmlichen Sanitäreinrichtungen werden auf 
der höchsten Qualitätsstufe Mietkabinen zur Dauernutzung während des Aufenthal-
tes angeboten, was zu einem zusätzlichen Flächenbedarf führt. 
 
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes 27 verfolgt die Stadt das Ziel, die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung und Qualitätssteigerung der 
Infrastruktur im Bereich des Campingparks Kühlungsborn zu schaffen. Die Verbesse-
rung und Erweiterung der touristischen Infrastruktur entspricht den städtebaulichen 
Entwicklungszielen der Stadt Kühlungsborn für den Bereich des Fremdenverkehrs. 
 
Die Stadt hat daher die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 im 
vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Die 
Grundzüge der Ursprungsplanung werden durch die Ziele der Änderung in den klei-
nen Teilbereichen nicht betroffen.  
 
 
2. Gebietsabgrenzung 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 umfasst vier 
Teilflächen des Bebauungsplanes Nr. 27. Die Größe der Geltungsbereiche beträgt 
insgesamt etwa 0,7 ha. 
 
Lage: 

 
Geltungsbereiche der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 (Quelle: gaia.mv)  

 
 
 
 

Geltungsbereich 2 

Geltungsbereich 1 

Geltungsbereich 3 

Geltungsbereich 4 
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Bestandssituation: 

  
Geltungsbereich 1: bestehendes Verwaltungs- und 
Empfangsgebäude mit Vorplatz mit Aufstellspur an 
der Waldstraße 

Geltungsbereich 2: bestehendes Sanitärge-
bäude mit vorgelagerter Spielfläche 

  
Geltungsbereich 3: bestehendes Sanitärgebäude  Eingangsbereich mit gegenüberliegenden Be-

bauung 
 
 
3. Bisherige Planungen, Planungsrecht, Plangrundlagen 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 wurde am 6.5.2004 von der Stadtvertreterversammlung 
als Satzung beschlossen und durch Veröffentlichung im Dezember 2004 rechtswirk-
sam. Er hat seitdem keine Änderungen erfahren. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetztes 
vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.1.1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes 
vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548), 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990, geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. I S 1509), 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBl. M-V S. 102) einschließlich aller 
rechtswirksamen Änderungen 

 
sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
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Die Planung ist gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 
der Stadt entwickelt. 
Da durch die Änderung des Bebauungsplanes in den vier kleinen Teilbereichen die 
Grundzüge der Planung nicht verändert werden, erfolgt die Aufstellung des Bauleit-
planes im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. 
Bei der Art und der Größe der im Rahmen der Bebauungsplanänderung zulässigen 
Vorhaben sind keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird daher nicht begründet, eine 
Beeinträchtigung von Schutzgütern erfolgt nicht. Im vereinfachten Bauleitplanverfah-
ren nach § 13 BauGB wird daher von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Als Plangrundlagen wurden ein Lage- und Höhenplan (Ingenieurbüro Deutsch, 
Rostock), der Auszug aus der Flurkarte der Flur 1 der Gemarkung Kühlungsborn 
(Kataster- und Vermessungsamt Bad Doberan), die Automatisierte Liegenschaftskar-
te (ALK, Zweckverband Kühlung), die Topographische Karte im Maßstab 1:10000 
(Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin), der rechts-
kräftige Bebauungsplan Nr. 27 sowie eigene Erhebungen verwendet. 
 
Der dargestellte Gebäudebestand ist teilweise nicht Bestandteil der o.g. Flurkarte, 
sondern wurde ergänzend auf der Grundlage von Bauanträgen und Luftbildern erho-
ben. Abweichungen vom tatsächlichen Bestand sind daher möglich. 
 
 
4. Inhalte der Änderung 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst vier Teilflächen des ursprünglichen 
Bebauungsplangebietes: 
 
 
Geltungsbereich 1 
 
Im Geltungsbereich 1 ist im rechtskräftigen Bebauungsplan ein Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung "Campingplatz" mit der laufenden Nummer SO 2 festgesetzt. Zu-
lässig sind Gebäude, Anlagen und Einrichtungen der Campingplatzverwaltung sowie 
zwei Dauerwohnungen für Betriebsinhaber oder Pächter, Verwalter oder sonstige 
Angestellte dieser Einrichtung. Der Nutzungskatalog und die Ausdehnung des Son-
dergebiets werden im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht geän-
dert. 
 
Um den Empfangsbereich zu vergrößern und mehr Büroräume zu schaffen, ist eine 
Komplettsanierung bei Aufstockung um ein Vollgeschoss vorgesehen. Bezüglich des 
Maßes der baulichen Nutzung erfolgt daher eine Erhöhung der zulässigen Geschos-
se von ein auf zwei Vollgeschosse, eine Erweiterung der zulässigen Grundfläche von 
350 m² auf 450 m² sowie die Änderung der zulässigen Firsthöhe von 9,0 m auf 
9,5 m. Die Dachneigung soll mindestens 20o und höchstens 45o betragen. Ein Dach-
geschossausbau ist nicht geplant. Die geänderte Geschossigkeit entspricht den an-
grenzenden Gebäuden (Kino östlich, Villa gegenüber). Die Firsthöhe der umgeben-
den Gebäude liegt, mit Ausnahme des Verbrauchermarktes, bei über 10,0 m. Durch 
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die festgesetzte maximale Firsthöhe und Dachneigung wird gewährleistet, dass sich 
das neue, aufgestockte Gebäude städtebaulich in die nähere Umgebung einfügt. 
 
Die Baugrenzen werden in westliche Richtung über die Fläche des jetzigen Vorplat-
zes ausgedehnt, damit hier in Zukunft z.B. auch eine Überdachung oder Gebäu-
deerweiterung erfolgen kann.  
 
 
Geltungsbereich 2 
 
Im Geltungsbereich 2 ist im rechtskräftigen Bebauungsplan ein Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung "Campingplatz" mit der laufenden Nummer SO 9 festgesetzt. Zu-
lässig sind Sanitärgebäude, sonstige Gebäude, Anlagen und Einrichtungen zur Ver- 
und Entsorgung des Gebietes. Im nördlichen Bereich ist eine private Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung "Spielplatz" festgesetzt. 
 
Die Festsetzungen erfolgten schon zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 27 vor dem Hintergrund, dass das vorhandene Sanitärgebäude durch ei-
nen Neubau ersetzt werden sollte. Diese Maßnahme soll nun umgesetzt werden. 
Wie schon im Kapitel 1 dargestellt, haben sich seit Aufstellung des Bebauungsplanes 
Änderungen bzgl. der Bedürfnisse und Anforderungen der Gäste an die vorhandene 
Infrastruktur ergeben, die nun im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
berücksichtigt werden sollen. Dies betrifft den absehbar höheren Flächenbedarf für 
die sanitären Anlagen und die Erweiterung der zulässigen Nutzungen. 
Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 27 wird die Fläche des Sonder-
gebietes 9 v.a. in östliche Richtung erweitert. Die allgemein zulässigen Nutzungen 
werden gemäß § 10 Abs. 2 BauNVO um Einrichtungen für gesundheitliche Zwecke 
und Wellnessangebote ergänzt. Geplant sind neben den Sanitärräumen, u.a. mit 
Mietbädern, auch ein Wellnessbereich mit Sauna und Fitnessangeboten sowie eine 
Physiotherapie-Einrichtung im zusätzlichen Obergeschoss. 
 
Die Zahl der zulässigen Geschosse wird daher von ein auf zwei Vollgeschosse er-
höht, die zulässige Grundfläche von 350 m² auf 650 m² erweitert sowie die zulässige 
Firsthöhe von 7,5 m auf 10,5 m geändert. Ein Dachgeschossausbau ist nicht vorge-
sehen. Bei der Firsthöhe sind der große Grundriss eines Sanitätsgebäudes und die 
hohe Raumhöhe für die Feuchträume zu bedenken. 
 
Die in dem Geltungsbereich 2 im Ursprungsplan festgesetzte private Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung "Spielplatz" entfällt, da an anderer Stelle ein großer Spielplatz 
errichtet wurde. An deren Stelle wird eine Fläche für Versorgungsanlagen, für die 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung festgesetzt. Diese soll als frostfreie An-
lage auch im Winter für die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung von 
Wohnmobilen nutzbar sein und wird über den nördlich vorhandenen Weg angefah-
ren. 
 
Die Baugrenzen werden - wie die Fläche des Sondergebietes SO 9 - in nördliche und 
östliche Richtung erweitert. Östlich entfällt dazu eine Stellplatzreihe. Für das geplan-
te Gebäude ist eine Grundfläche von ca. 24x27 m vorgesehen. Es wird dafür ein 
Baufenster von ca. 30x38 m ausgewiesen, innerhalb dessen das Gebäude platziert 
werden soll. Die südliche Baugrenze verläuft in einem Abstand von 5 m zu dem vor-
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handenen Erschließungsweg. Dies ist notwendig, damit an dieser Stelle ein Sicher-
heitsabstand zwischen dem zukünftigen Eingangsbereich des neuen Sanitärgebäu-
des und dem befahrbaren Weg gewährleistet ist. Im nördlichen Bereich ragt das Bau-
fenster geringfügig in den Waldabstandsstreifen gemäß § 19 Landeswaldgesetz MV 
hinein. Voraussichtlich ist nur eine sehr geringe Unterschreitung des Waldabstands-
streifens von 1 - 2 m im nordöstlichen Bereich erforderlich, um den südlichen Sicher-
heitsstreifen von 5 m vor dem Gebäude einhalten zu können. Falls dafür eine Aus-
nahmegenehmigung erforderlich ist, erfolgen die entsprechenden Abstimmungen mit 
der Forstbehörde. Zu beachten ist, dass das bisherige Sanitärgebäude fast vollstän-
dig innerhalb des Waldabstandsstreifens steht und das neue aus diesem herausge-
rückt wird. 
Auch das Baufeld im abgestimmten, rechtskräftigen B-Plan 27 sah bereits das Entfal-
len einer Baumgruppe innerhalb des Baufeldes vor. Der Ersatz der Einzelbäume ist 
mit der Unteren Naturschutzbehörde zu regeln. 
Weiterhin wurde der Küsten- und Gewässerschutzstreifen gemäß § 29 NatSchAG 
MV entsprechend der aktuellen Rechtslage von 200 m auf 150 m reduziert und daher 
auch im Geltungsbereich 2 nachrichtlich übernommen. 
 
 
Geltungsbereich 3 
 
Auch die Änderungen im Geltungsbereich 3 dienen der Erweiterung und Modernisie-
rung der vorhandenen Infrastruktur. Anstelle des vorhandenen, veralteten Sanitärge-
bäudes soll ein Neubau errichtet werden. In dem Sondergebiet SO 5 sind im recht-
kräftigen Bebauungsplan Sanitärgebäude sowie sonstige Gebäude, Anlagen und 
Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung des Gebietes zulässig. Dieser Nutzungskata-
log wird durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht geändert. Es erfolgt je-
doch eine geringfügige Erweiterung des Sondergebietes SO 5 sowie des festgesetz-
ten Baufensters. Betroffen von der 1. Änderung des Bebauungsplanes ist auch eine 
im Ursprungsplan festgesetzte private Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Spiel-
platz". Wie schon zum Geltungsbereich 2 beschrieben, kann diese Fläche entfallen, 
da zentral ein großer Spielplatz errichtet wurde. Die Fläche wird dem Sondergebiet 
SO 1 zugeordnet, in dem Zelte, Caravans, Wohnmobile und andere bewegliche Un-
terkünfte zulässig sind. 
 
Für das Sondergebiet 5 werden die zulässige Grundfläche von 350 m² auf 450 m² 
und die maximale Firsthöhe von 7,5 m auf 8,5 m erhöht sowie die Baugrenzen erwei-
tert. Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte maximale Anzahl von einem 
Vollgeschoss bleibt bestehen. 
 
 
Geltungsbereich 4 
 
Die Änderungen im Geltungsbereich 4 dienen, wie eingangs beschrieben, der Errich-
tung von Anreise-Stellplätzen für Wohnmobile und Wohnwagen-Gespanne in einem 
Teilbereich des Sondergebietes SO 1. Die im Geltungsbereich 4 schon vorhandenen 
Dauercampingplätze werden zu diesem Zweck umgewandelt. Damit soll eine Entlas-
tung der Wartespur in der Waldstraße erreicht werden. 
 



Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
"Campingpark Kühlungsborn" 

 

9 
 

Im Geltungsbereich 4 werden Flächen für Stellplätze mit der Zweckbestimmung "An-
reise von Wohnwagen und Wohnmobilen" festgesetzt. 
 
 
Sonstiges 
 
Alle übrigen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 27 sowie die 
Satzung über die örtlichen Bauvorschriften gelten uneingeschränkt weiterhin fort. Auf 
die Beachtung und Einhaltung dieser Festsetzungen wird ausdrücklich hingewiesen. 
Auch alle im Bebauungsplan Nr. 27 gegebenen Hinweise zu Bodendenkmalen, Alt-
lasten, zum Waldabstand, zum Küstenschutz, zu geltenden Satzungen und Richtli-
nien im Plangebiet sowie zur Trinkwasserschutzzone werden durch die 1. Änderung 
nicht berührt und gelten weiterhin fort. 
 
Der Baumbestand wurde im Einzelnen nicht aufgenommen. Der gesamte Waldbe-
stand wurde bereits zur damaligen Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 27 im 
Rahmen eines Waldumwandlungsverfahrens ersetzt. Dazu wurden ca. 10 ha Wald 
u.a. am Gnittbarg angepflanzt. Der Ersatz der vorhandenen Bäume richtet sich nun 
nach § 18 NatSchAG MV und der örtlichen Bebauungsplansatzung. Welche Bäume 
konkret entnommen und ausgeglichen werden müssen, kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht bestimmt werden. Im Rahmen der fortschreitenden Planung 
werden entsprechende Ausnahmeanträge für die Fällung bei den zuständigen Be-
hörden bzw. bei der Gemeinde selbst gestellt. 
 
 
5. Verkehrliche Erschließung sowie Ver- und Entsorgung 
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist durch die vorhandenen Straßen 
und Wege im Campingpark gesichert. 
Die geregelte Ver- und Entsorgung ist durch die vorhandenen Anschlüsse bzw. An-
schlussmöglichkeiten gewährleistet. Die Mindestabstände zu Leitungen sind bei Bau- 
und Anpflanzungsmaßnahmen zu beachten. Im Rahmen der Neuerrichtung der Sani-
tärgebäude ist durch den Bauherrn in Abstimmung mit den Ver- und Entsorgungsun-
ternehmen zu prüfen, ob sich die Anschlussbedingungen ändern. 
 
Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 ergeben sich hin-
sichtlich der ordnungsgemäßen Abfallentsorgung keine Änderungen. Die Abfallent-
sorgung erfolgt zentral für den gesamten Campingpark. 
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6. Umweltbelange 
 
Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB 
Eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB einschließlich des Umweltberichtes 
ist innerhalb eines vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB nicht durchzuführen, 
jedoch sind Umweltbelange nach allgemeinen Grundsätzen zu ermitteln und zu be-
werten. Diese müssen im Anschluss gegeneinander und untereinander gerecht ab-
gewogen werden. Diese Abwägung erfolgt in verbalargumentativer Form. Des Weite-
ren sind zusätzliche Versiegelungen im Rahmen der Prüfung der Umweltbelange zu 
beachten. Hierfür werden eine Eingriffsbilanzierung sowie die Festlegung von geeig-
neten Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt. Ebenso sind im weiteren Planverfahren 
die Baumfällungen von gesetzlich geschützten Einzelbäumen gesondert zu betrach-
ten und entsprechende Ausnahmegenehmigungen bei zuständigen Behörden bzw. 
Ämtern zu stellen. Der Baumersatz erfolgt im Rahmen der konkret vorliegenden 
Bauanträge in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde. 
 
Mit der vorliegenden Planung sollen die Voraussetzungen für die Erweiterung, Mo-
dernisierung und den Neubau von Bestandsgebäuden auf dem Campingplatzgelän-
de geschaffen werden. Angaben zur Größe der Geltungsbereiche und detaillierte 
Aussagen zu den städtebaulichen Zielen wurden unter den vorangegangenen Punk-
ten gemacht. 
 
 
6.1 Umweltschutzziele aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen 
 und ihre Bedeutung für den Bauleitplan 
 
Fachplanungen 
Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb des Siedlungsraumes der Stadt Ost-
seebad Kühlungsborn werden im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan (GLRP 
MM/R) für die Region Mittleres Mecklenburg/ Rostock kaum spezifische Aussagen 
für das Plangebiet selbst genannt. Es werden die folgenden Aussagen getroffen: 

- Auf der Karte I „Analyse der Arten und Lebensräume“ ist das Areal des Cam-
pingplatzes als Waldfläche mit durchschnittlichen Strukturmerkmalen darge-
stellt (W.2). Anmerkung: Im Rahmen der Aufstellung des ursprünglichen Be-
bauungsplanes Nr. 27 erfolgt jedoch bereits eine Waldumwandlung.  

- Für die angrenzenden Küstengewässer ist ein sehr hohes Arten- und Lebens-
raumpotenzial dargestellt. (siehe Karte I) 

- Östlich und westlich von Kühlungsborn befinden sich Biotopverbundsteile im 
engeren und weitern Sinne. Diese betreffen hauptsächlich die Küsten- und 
Meeresbereiche. (siehe Karte II) 

- Für den angrenzenden Küstenbereich ist eine „Ungestörte Naturentwicklung 
und Sicherung der Lebensraumqualität von Küstengewässern“ vorgesehen. 
(siehe Karte III) 

- Die erwähnten Küsten werden in Karte IV als „Bereiche mit herausragender 
Bedeutung für die Sicherung ökologischer Funktionen“ dargestellt.  

 
Durch die hier betrachtete Planung werden keinen erheblichen Beeinträchtigungen 
der in den übergeordneten Planungen festgelegten Entwicklungsziele hervorgerufen.  
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Schutzgebiete 
Die Ortslage Kühlungsborn West grenzt an das Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
Nr. 54 A "Kühlung" des Landkreises Bad Doberan. Innerhalb des LSG "Kühlung" ist 
das Naturschutzgebiet (NSG) Nr. 271 "Riedensee" westlich der Ortslage eines der 
bedeutsamsten Gebiete im Landschaftsraum. Das NSG wurde als Strandökosystem 
mit natürlicher Küstendynamik, Brackwasserröhrichten, Salzwiesen und Dünen unter 
Schutz gestellt.  
Alle hier betrachteten Änderungsbereiche befinden sich innerhalb des bestehenden 
Campingplatzes. Sowohl das LSG "Kühlung" als auch das NSG "Riedensee" werden 
von der vorliegenden Planung nicht nachhaltig beeinträchtigt.  
 
Geschützte Biotope 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb des Plangebietes keine gemäß § 20 
Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG MV) geschützten Biotope vorhanden. 
 
 
6.2 Erfassung des Baumbestandes 
 
Im Zusammenhang mit der Biotop- und Nutzungskartierung für den ursprünglichen 
Bebauungsplan wurde der Baumbestand des Plangebietes erfasst und dokumentiert. 
Gemäß Baumschutzkompensationserlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Um-
welt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 ist der Bestand an geschützten Bäu-
men auf Grundlage eigener Erhebungen für das Plangebiet erhoben worden.  
 
Die nachfolgende Tabelle gibt die Kartierungsergebnisse vom April 2003 wieder. Im 
Rahmen des ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 27 wurde empfohlen, dünne bzw. 
Bäume mit einer schwachen Kronenausbildung zu fällen und den Bestand somit um 
mindestens die Hälfte zu reduzieren. Als Ersatz erfolgte der genannte Waldausgleich 
in einer Größe von ca. 10 ha. 
Mit den grünordnerischen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
Nr. 27 wird ein dauerhafter Baumbestand auf dem Gelände langfristig gesichert. Es 
ist pro 150 m² ein Baum zu erhalten bzw. nachzupflanzen.  
 

 
Baumart Anzahl 

Gemeine Kiefer 429 
Stieleiche 265 
Sandbirke 243 
Hainbuche 196 

Balsampappel 84 
Graupappel 24 
Rotbuche 23 
Eberesche 1 

Roßkastanie 1 
Roterle 1 

 

 

 
1267 

Tab. 1: Bestandsaufnahme der Baumarten – Übernahme aus dem ursprünglichen Bebauungsplan 
Nr. 27 der Stadt Kühlungsborn 
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In Bezug auf den geschützten Baumbestand besteht zum einen der landesrechtliche 
Schutzstatus gemäß § 18 NatSchAG MV für Bäume mit einem Stammumfang ab 
100 cm. Zum anderen wurden mit dem ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 27 dar-
über hinausgehende Festsetzungen für Bäume ab einem Stammumfang von 60 cm 
getroffen, die weiterhin gelten und zu beachten sind.  
Der genaue Umfang der zu fällenden Bäume innerhalb der Änderungsbereiche ist 
derzeit noch nicht genau zu bestimmen, da die detaillierte Planung der neu zu errich-
tenden bzw. zu erweiternden Gebäude noch nicht abgeschlossen ist. Im Rahmen der 
fortschreitenden Planung werden entsprechende Ausnahmeanträge für die Fällung 
bei den zuständigen Behörden bzw. bei der Gemeinde selbst gestellt. 
 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich gemäß § 18 
NatSchAG M-V geschützte Bäume, die nicht erhalten werden können. Dabei handelt 
es sich um die Arten Gemeine Waldkiefer (Pinus sylvestris), Stieleiche (Quercus ro-
bur), Hängebirke (Betula pendula) und Rotbuche (Fagus sylvatica). Ebenso sind 
Bäume vorhanden, die gemäß den Festsetzungen des ursprünglichen Bebauungs-
planes Nr. 27 zu behandeln und auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beach-
ten, dass die hier betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch wenn sie bis jetzt 
nicht vollständig bebaut wurden. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Er-
weiterung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen Grundfläche 
vorgenommen. 
 
 
6.2 Erfassung der Biotoptypen 
 
Im Zuge der ursprünglichen Planung des Bebauungsplanes Nr. 27 erfolgte eine 
Waldumwandlung. Es wurden Absprachen mit der zuständigen Forstbehörde und der 
Unteren Naturschutzbehörde geführt und Ausgleichsmaßnahmen festgelegt. Für den 
damals bereits langjährig bestehenden Campingplatz war diese Umwandlung eine 
überfällige Konsequenz im Zuge der Überplanung durch den Bebauungsplan Nr. 27. 
 
Die im Rahmen der hier vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 be-
trachteten Bereiche werden gemäß des vom LUNG herausgegebenen Hefts 2 der 
Materialien zur Umwelt „Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-
Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern“ als Teil des bestehenden Camping-
platzes kartiert. 
 
Nr. 
Biotoptyp 

Biotoptyp M- V Wertstufe Kompensations-
erfordernis 

13.9.5 Campingplatz (PZC) - 0,5 

Tab.2: Eingriffsrelevante Biotop- und Nutzungstypen, gemäß Anlage 9/  
Hinweise zur Eingriffsregelung, LUNG 2010 

 
Die relevanten Änderungsbereiche sind, soweit nicht schon bebaut oder versiegelt, 
überwiegend unbefestigte Bereiche, die durch den Baumbestand geprägt sind. Flä-
chen, welche keiner starken Beanspruchung unterliegen, sind mit Rasen bewachsen. 
In den Randbereichen sind teilweise Zierhecken vorhanden. Im Geltungsbereich 3 
sind außerdem Spielgeräte wie Rutsche und Schaukel im Bestand vorhanden. Wie 
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im ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 27 wird auch hier ein Kompensationswert von 
0,5 verwendet.  
 
6.4 Eingriffsdarstellung 
 
Versiegelung für Bebauung 
Im Rahmen der Eingriffsdarstellung werden die baulichen Erweiterungen der 4 Gel-
tungsbereiche betrachtet. 
 
Im Geltungsbereich 1 erfolgt die Aufstockung des Rezeptionsgebäudes um ein zwei-
tes Geschoss. Von der Erweiterung der überbaubaren Fläche und der maximal zu-
lässigen Grundfläche ist ein Teilbereich betroffen, der bisher als versiegelter Vorplatz 
genutzt wird. Somit ist mit dem Eingriff keine zusätzlich versiegelte Fläche verbun-
den. Das Vorhaben wird daher nicht in der nachfolgenden Bilanzierung berücksich-
tigt. Gleiches gilt für den Änderungsbereich 4, in dem lediglich eine Nutzungsände-
rung von vorhandenen Dauerstellplätzen in Ankunfts-Stellplätze vorgesehen ist. Eine 
Versiegelung erfolgt nicht. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches 2 ist vorgesehen, das dort befindliche Wasch- und 
Toilettengebäude abzureißen und ein neues und größeres Gebäude zu errichten, in 
welchem auch weitere Funktionen untergebracht werden sollen. Somit werden zu-
sätzliche Flächen versiegelt und sind eingriffsrelevant. Außerdem soll nördlich des 
geplanten Wasch- und Toilettengebäudes eine befestigte Fläche für die Ver- und 
Entsorgung von Wohnmobilen (Versorgungsfläche -VF) eingerichtet werden. Damit 
sind weitere Versiegelungen verbunden. 
 
Ähnliches gilt für den Geltungsbereich 3, wo anstelle des vorhandenen Sanitärge-
bäudes ein neues, größeres errichtet werden soll. 
 
Neben den Versieglungen für die neu zu errichtenden Gebäude wird für Nebenanla-
gen wie Wege etc. pro Gebäude von einer zusätzlichen Teilversiegelung im Ver-
gleich zum vorhandenen Bestand von 100 m² ausgegangen. Die bereits versiegelten 
Flächen werden von der möglichen Versiegelung innerhalb der Geltungsbereiche 
abgezogen.  
 

Geltungsbereich 
(Biotoptyp) 
Gepl. Nutzung 

Flächenver-
brauch 
(A in m²) 

Kompen-
sations-
faktor (K) 

Zuschlag Ver-
siegelung (Z) 
Voll (0,5),  
Teil (0,2) 

Freiraumbeein-
trächtigungs-
grad (KF) 

Flächeäquivalent 
für Kompensation  
(KFÄ=Ax(K+Z)xKF 

G2 (PCZ)- 
Gebäude 

450-270=180 0,5 0,5 0,75 135 

G2 (PCZ) 
-VF 

745 0,5 0,5 0,75 559 

G2 (PCZ) 
Nebenanlagen 

100 0,5 0,2 0,75 53 

      

G3 (PCZ) 
Gebäude 

650-315=335 0,5 0,5 0,75 251 

G3 (PCZ) 
Nebenanlagen 

100 0,5 0,2 0,75 53 

    

Gesamteingriff 
Versiegelung in 
m² KFÄ 1.051 

Tab. 3: Biotopbeseitigung mit Vollversiegelung 
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Umwandlung vorhandener Biotope  
Die verbleibenden Flächen werden ähnlich wie im Bestand als Rasen- oder Vegeta-
tionsflächen gestaltet und somit auch eine vergleichbare Biotopwertigkeit erhalten.  
Aus diesem Grund wird auf eine Bilanzierung der Verluste der unversiegelten Flä-
chen innerhalb der Geltungsbereiche verzichtet. 
 
 
Wirkzonen 
Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung sind auch Auswirkungen auf angrenzend hoch-
wertige Biotope (Kompensationswert >2) zu berücksichtigen.  
Aufgrund der Lage der Geltungsbereich innerhalb des bestehenden Campingplatzes 
sind keine hochwertigen Biotope vorhanden. 
 
Versiegelung 1.051 

Biotopverlust - 

Wirkzonen - 

Multifunktionaler Gesamteingiff: 1.051 m²KFÄ 
Tab. 4: Zusammenstellung Kompensationsbedarf 

 
 
6.5 Ausgleichsmaßnahmen 
 
Den nachstehenden Maßnahmen wird entsprechend den „Hinweisen zur Eingriffsre-
gelung M-V“(Schriftenreihe des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
1999, Heft 3, Anlage 11) jeweils ein Kompensationswert zugeordnet. Aufgrund der 
vorhandenen Beeinträchtigungen wird ein Leistungsfaktor bestimmt.  
Die im ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 27 getroffenen Festsetzungen behalten 
weiterhin Bestand und sind unter Punkt 6.7 nachrichtlich übernommen.  
 
- Sukzessionsfläche  
Als externe Ausgleichsmaßnahme ist eine umgebrochene Grünlandfläche östlich des 
Gnittbarges an der Gemeindegrenze zu Wittenbeck auf dem städtischen Flurstück 
376/4, Flur 2 der Gemarkung Kühlungsborn, in einer Größe von 600 m² dauerhaft 
aus der Bewirtschaftung zu nehmen und der natürlichen Sukzession zu überlassen. 
 
Von Seiten der Stadt Ostseebad Kühlungsborn wurde hier, zum Zweck eines größe-
ren Biotopverbundes, eine Sammelausgleichsfläche angedacht, auf der bereits meh-
rere Ausgleichsmaßnahmen realisiert wurden. Die hier geplante Schaffung einer 
Sukzessionsfläche ergänzt die bestehenden Maßnahmen und trägt zur Gestaltung 
und Erweiterung dieses Biotopverbundes sinnvoll bei. 
 
Für die Maßnahme werden entsprechend Punkt II.2 der Anlage 11 in den Hinweisen 
zur Eingriffsregelung eine Wertstufe von 2 und ein Kompensationswert von 2 ange-
nommen. Unter Berücksichtigung der anthropogenen Beeinflussungen wird für die 
Maßnahmen ein Leistungsfaktor von 0,9 verwendet.  
 
Innerhalb der Sukzessionsfläche wird eine ungestörte natürliche Entwicklung für Flo-
ra und Fauna ermöglicht. Die Diversität des Naturraumes erhöht sich und es wird ein 
hochwertiger Lebensraum geschaffen.  
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Kompensationsmaßnahme Fläche 

in m² 
Wertstufe 
 

Kompensa-
tionswertzahl 

Leistungs-
faktor 

Flächen-
äquivalent 

Sukzessionsfläche  600 2 2 0,9 1.080 

Gesamt  
Kompensationsmaßnahmen 1.080 m² KFÄ 

Tab. 5: Kompensationsmaßnahmen 

 
 
6.6 Zusammenfassung Bilanzierung 
 
Dem durch den Eingriff verursachten Kompensationsbedarf mit einem Flächenäqui-
valent von 1.051 m² KFÄ steht ein Flächenäquivalent von 1.080 m² KFÄ (Tab. 5) 
durch die geplanten Kompensationsmaßnahmen gegenüber. Dementsprechend 
werden die hier betrachteten Eingriffe als vollständig kompensiert angesehen. 
 
 
6.5 Artenschutzrechtliche Stellungnahme /  
 Erfassung besonders geschützter Arten 
 
6.5.1 Relevante Projektwirkungen auf artenschutzrechtliche Belange 
 
Unter Beachtung der Fallkonstellationen (Punkt 7.1 bis 7.7) der „Hinweise zum ge-
setzlichen Artenschutz gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bei der 
Planung und Durchführung von Eingriffen“ des Landesamtes für Umwelt, Natur-
schutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern wurden nachfolgende Eingriffswir-
kungen abgearbeitet. 
 
Die im Zusammenhang mit der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrachteten 
Geltungsbereiche befinden sich innerhalb eines bestehenden Campingplatzgelän-
des. Aufgrund der anthropogenen Vorbelastung sind überwiegend unempfindliche 
Arten des Siedlungsraumes zu erwarten. Aus diesem Grund wird auf eine ausführli-
che artenschutzrechtliche Kartierung verzichtet. 
 

 Gebäudeabbruch 
 
Im Rahmen der hier vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 werden 2 
Wasch- und Toilettenhäuser abgerissen. Um einen artenschutzrechtlichen Verbots-
tatbestand bei einem Gebäuderückbau/ Abbrucharbeiten auszuschließen, ist darauf 
zu achten, dass dies außerhalb der Vogelbrutzeit zwischen Oktober und Februar er-
folgt. Anderenfalls ist ein gutachterlicher Nachweis zu erbringen, dass keine arten-
schutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen bestehen.  
 

 Beseitigung von Bäumen/ Hecken und Buschwerk 
 
Es ist keine Beseitigung von Hecken bzw. Buschwerk vorgesehen. In den einzelnen 
Änderungsbereichen sind Einzelbäume vorhanden, die entfernt werden müssen. Ge-
nerell ist der § 39 BNatSchG ist zu beachten, wonach die Beseitigung von Gehölzen 
nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. März durchgeführt werden darf.  
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 Beseitigung, Verkleinerung bzw. Funktionsverlust von Gewässern 
 
 - entfällt -. 
 

 Umnutzung von Flächen 
 
Mit der hier betrachteten Änderung des Bebauungsplanes werden die Voraussetzun-
gen für die bauliche Erweiterung von Gebäuden (Abriss und Wiederneubau) geschaf-
fen. Es werden demzufolge teilweise bereits versiegelte Flächen wiedergenutzt. Es 
werden ähnliche Lebensraumstrukturen im gleichen räumlichen Umfeld erhalten bzw. 
neu geschaffen. 
 

 Lärm 
 
Beeinträchtigung durch Lärm kann zur Störung lokaler Populationen geschützter 
Tierarten (Störungsverbot) und indirekt zum Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten für Individuen (Schädigungsverbot) führen. Durch die vorliegende Planung ist 
ausschließlich mit einer baubedingten Emission und somit mit befristeten Störungen 
zu rechnen. Da durch die vorliegenden Planungen keine Tierarten betroffen sind, die 
mit sensiblen Reaktionen auf befristete Störungen reagieren, können artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestände ausgeschlossen werden. 
 

 Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 
 
 - entfällt -. 
 
 
6.5.2 Artenschutzrechtliche Prüfung (Potentialabschätzung) 
 
In der artenschutzrechtlichen Prüfung wurden alle europarechtlich geschützten Arten 
untersucht, die im Wirkraum des Vorhabens zu erwarten sind und die durch die vor-
habenspezifischen Wirkfaktoren betroffen sein könnten. 
Im Rahmen der Relevanzprüfung, die innerhalb der artenschutzrechtlichen Prüfung 
grundsätzlich durchzuführen ist, wurden daher zunächst die Arten aus allen europa-
rechtlich geschützten Arten „herausgefiltert“ (Abschichtung), für die eine verbotstat-
bestandliche Betroffenheit durch das vorliegende Projekt mit hinreichender Sicherheit 
ausgeschlossen werden konnte (Relevanzschwelle) und die daher einer detaillierten 
artenschutzrechtlichen Prüfung nicht mehr unterzogen werden mussten. 
Die Angaben wurden hinsichtlich ihrer Plausibilität für den konkreten Projektraum 
(Untersuchungsgebiet) eingeschätzt.  
Es wurden die Arten ausgeschieden, die im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkom-
men können. So wurden z.B. die Arten herausgefiltert, deren Lebensräu-
me/Standorte im Wirkraum des Vorhabens nicht vorkommen. In einem weiteren drit-
ten Schritt konnten (entsprechend des Vorhabentyps) weitere Arten ermittelt und 
ausgeschlossen werden, deren Wirkungsempfindlichkeit vorhabensbedingt so gering 
ist, dass sich relevante Beeinträchtigungen/ Gefährdungen mit hinreichender Sicher-
heit ausschließen lassen. 
Durch diese Abschichtung wurde die Konzentration des zu untersuchenden Arten-
spektrums auf die Arten ermöglicht, die tatsächlich betroffen sein könnten.  
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Nur für die nach der Relevanzprüfung verbleibenden relevanten Arten erfolgten dann 
die weitergehenden Prüfschritte, d.h. zunächst die Ermittlung der Verbotstatbestände 
gemäß § 44 Absatz 1 i.V.m. Absatz 5 BNatSchG.  
Im Weiteren wird die artenschutzrechtliche Prüfung nur für die Arten durchgeführt, 
die für das Untersuchungsgebiet relevant sind. 
 
 
Geschützte Arten, die im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen sind: 
Die erläuterten Verbote treffen bei Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen auf 
folgende in Mecklenburg-Vorpommern vorkommende Arten zu: 
- alle wildlebenden Vogelarten, 
- Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. 
 
Bei einer Relevanzprüfung für die europäischen Vogelarten wurde das Augenmerk 
auf die Arten gelegt, deren Vorhandensein oder Fehlen größtmögliche Rückschlüsse 
über den Zustand des Untersuchungsraumes zulassen. Die Brutvogelarten wurden 
als Zeigerarten für die Artenschutzrechtliche Stellungnahmen ausgewählt. Als Zei-
ger- bzw. Wertarten werden die Arten benannt, welche in den Roten Listen bzw. im 
Anhang I der Europäischen Vogelschutzrichtlinie Erwähnung finden. Aufgrund ihrer 
höheren ökologischen Ansprüche gegenüber weniger sensiblen Arten sind diese Ar-
ten bestens geeignet, den Zustand eines Untersuchungsraumes bezüglich seiner 
Vorbelastungen einzuschätzen.  
Auf Grundlage der vorhandenen Biotopstrukturen des Plangebietes erfolgte eine 
Auswahl der planungsrelevanten Arten und Artengruppen.  
 
 
Auswirkungen des Vorhabens auf einzelne Artengruppen  
(Potentialabschätzung) 
 
Die hier betrachteten Geltungsbereiche der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
27 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn befinden sich innerhalb eines bestehenden 
und gut besuchten bzw. frequentierten Campingplatzes im Bereich der besiedelten 
Ortslage Kühlungsborns. Die Geltungsbereiche sind dementsprechend bereits stark 
anthropogen überformt. Zum größten Teil sind diese, zumindest in Teilbereichen, 
bereits bebaut. Mit der Änderung des Bebauungsplanes sollen bestehende Infra-
struktureinrichtungen, wie z.B. die Wasch- und Toilettenhäuser, erneuert werden. Die 
nicht versiegelten Bereiche sind oft charakterisiert durch stark verdichteten Boden 
und sind zum Teil vegetationsfrei. Geprägt werden die Geltungsbereiche durch den 
Baumbestand. Im Geltungsbereich 2 sind Spielgeräte für Kinder vorhanden. Die Nut-
zung des Campingplatzes ist mit optischen und akustischen Störungen verbunden.  
 
Aufgrund der genannten Vorbelastungen ist kaum von einer artenschutzrechtlichen 
Relevanz der Flächen auszugehen. Daher wird auf eine ausführliche Kartierung und 
Untersuchung der Belange des Artenschutzes verzichtet. Es sind unempfindliche 
Arten des Siedlungsraumes zu erwarten. Die Betroffenheit der einzelnen Artengrup-
pen wird im Rahmen einer Potentialabschätzung betrachtet und bewertet. 
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- Säugetiere 
 
Aufgrund der Ausbildung bzw. Ausprägung der betroffenen Geltungsbereiche und die 
Art der baulichen Erweiterungen wird geschlussfolgert, dass Säugetierarten, die 
durch das Führen im Anhang IV der FFH-Richtlinie, in der Anlage I der BArtSchV 
sowie in den Anhängen A oder B der EG-ArtSchV unter besonderen oder strengen 
Schutz gestellt sind, nicht von der vorliegenden Planung betroffen sind.  
 
 
- Reptilien/ Amphibien 
 
In den Geltungsbereichen sind keine maßgeblichen Habitatstrukturen wie Kleinge-
wässer, grabbare Böden usw. für die Artengruppen der Reptilien und Amphibien vor-
handen. Aufgrund der starken anthropogenen Überformung und Nutzung kann fest-
gestellt werden, dass diese Artengruppen, die durch das Führen im Anhang IV der 
FFH-Richtlinie, in der Anlage I der BArtSchV sowie in den Anhängen A oder B der 
EG-ArtSchV unter besonderen oder strengen Schutz gestellt sind, nicht von der vor-
liegenden Planung betroffen sind.  
 
 
- Fische 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswir-
kungen auf die Artengruppe der Fische auszuüben. Es sind innerhalb des Plangebie-
tes keine Gewässer vorhanden. Durch fehlende Habitatstrukturen können Beein-
trächtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände der Ar-
tengruppe Fische eindeutig ausgeschlossen werden. 
 
 
- Schmetterlinge/ Käfer/ Libellen 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswir-
kungen auf die Artengruppen Schmetterling, Käfer oder Libellen auszuüben.  
Durch fehlende Habitatstrukturen und anthropogenen Vorbelastungen können Beein-
trächtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbotstatbestände dieser 
Artengruppen eindeutig ausgeschlossen werden. 
 
 
- Weichtiere 
 
Die Vorhaben der vorliegenden Planung sind nicht geeignet, um relevante Auswir-
kungen auf die Artengruppe der Weichtiere auszuüben. Durch fehlende Habitatstruk-
turen können Beeinträchtigungen bzw. zu erwartende artenschutzrechtliche Verbots-
tatbestände der Artengruppe Weichtiere eindeutig ausgeschlossen werden. 
 
 
- Vögel  
 
Es sind prinzipiell nur störungsunempfindlichen Vogelarten mit einem breiten Le-
bensraumspektrum zu erwarten.  
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Innerhalb der betroffenen Geltungsbereiche sind kaum Vegetationsstrukturen wie 
Hecken vorhanden, die Bodenbrütern als Lebensstätten dienen können. Es sind kei-
ne Rodungen von solchen Vegetationsstrukturen im Rahmen der hier betrachteten 
Änderung des Bebauungsplanes vorgesehen.  
 
Durch den Abriss von Gebäuden können potentiell Niststätten von Gebäudebrütern 
beeinträchtigt werden. Es ist davon auszugehen, dass andere Gebäude in der nähe-
ren Umgebung als Ausweichmöglichkeit genutzt werden können. Vor dem Gebäude-
abriss ist sicherzustellen, dass sich an den Gebäuden keine Vögel angesiedelt ha-
ben.  
 
Relevant sind außerdem die ggf. notwendigen Baumfällungen. Der betroffene Baum-
bestand besitzt keine Höhlungen. Damit kein artenschutzrechtlicher Genehmigungs-
tatbestand besteht, ist sicherzustellen, dass die eventuelle Rodung von Gehölzen 
außerhalb der Brutperiode der Vögel erfolgt. Durch die Festsetzungen des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes Nr. 27 ist ein Mindestbaumbestand auf dem Gelände 
gesichert. 
 
 
- Pflanzen 
 
Aufgrund der Habitatstrukturen waren Vorkommen geschützter Pflanzen gemäß An-
hang IV der FFH-Richtlinie auszuschließen.  
 
 
6.5.3 Fazit zu den Betrachtungen der artenschutzrechtlicher Belange 
 
Aufgrund der Lage und Nutzung der Geltungsbereiche auf dem Gelände eines be-
stehenden und gut frequentierten Campingplatzes handelt es sich um stark anthro-
pogen beeinträchtigte Bereiche. Es sind daher hauptsächlich an den Siedlungsraum 
angepasste Arten zu vermuten. Als Ergebnis der Potentialabschätzung sind Brutvö-
gel als potentiell beeinträchtigte relevante Art zu nennen. Für alle weiteren unter-
suchten Artengruppen erfolgte eine negative Potentialabschätzung.  
 
In die Planunterlage werden folgende Hinweise übernommen: 
 

 Die Baustelleneinrichtungen sind auf das notwendigste Maß zu beschränken. 
Nach Beendigung der Bauarbeiten sind baubedingte Beeinträchtigungen (wie 
Bodenverdichtungen, Fahrspuren, Fremdstoffreste) zurückzunehmen. 
 

 Die Beseitigung von Gehölzen gemäß § 39 (5) Satz 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes darf nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. März durch-
geführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis 
durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Gehölzflächen keine 
Brutvögel brüten oder Amphibien/ Reptilien vorhanden sind und die Zustim-
mung der zuständigen Behörde vorliegt. 
 

 Um einen artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand bei einem Gebäuderück-
bau/ Abbrucharbeiten auszuschließen, ist darauf zu achten, dass dies außer-
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halb der Vogelbrutzeit zwischen Oktober und Februar erfolgt. Anderenfalls ist 
ein gutachterlicher Nachweis zu erbringen, dass keine artenschutzrechtlich re-
levanten Beeinträchtigungen entstehen. 

 
 
Gesetzliche Grundlagen – Artenschutz 
 
Gemäß § 39 (5) Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, Bäume, 
die außerhalb des Waldes stehen, Hecken, Gebüsche und andere Gehölze in der 
Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf Stock zu setzen. 
Nicht zu erhaltende Gehölze müssen somit außerhalb dieser Zeit entfernt werden.  
 
Gemäß § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es verboten, 
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu 
 fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Na-
 tur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogel-
 arten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
 Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, 
 wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population 
 einer Art verschlechtert, 
3.  Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
 schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-
 ren, 
4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwick-
 lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-
 digen oder zu zerstören. 
 
 
6.6 Planwirkungen 
 
Durch das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung sowie durch die Festsetzungen 
der örtlichen Bauvorschriften wurde darauf geachtet, dass es zu keinen erheblichen 
Konflikten mit dem Landschaftsbild kommt.  
 
Geschützte Biotope oder Arten werden durch die Planung nicht erheblich beeinträch-
tigt. Aufgrund der Kleinflächigkeit der vorliegenden Planung bzw. der bestehenden, 
nutzungsbedingten Beeinträchtigungen sind die zu erwartenden Eingriffe in das 
Landschaftsbild, den Wasserhaushalt sowie das Klima als sehr gering zu betrachten 
und können somit vernachlässigt werden. 
 
Bei Nichtausführung der Planungen würden die aktuellen Areale, Biotop- und Nut-
zungstypen im derzeitigen Bestand weiter bestehen.  
 
Innerhalb der Planungsarbeiten wurde versucht, den Umweltbelangen hinsichtlich 
einer flächensparenden Entwicklung gerecht zu werden. 
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6.7 Berücksichtigung grünordnerischer Belange 

 
Die im Rahmen des ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 27 getroffenen grünordne-
rischen Festsetzungen behalten auch mit der hier aufgestellten 1. Änderung ihre Gül-
tigkeit und sind nachfolgend nachrichtlich übernommen: 
 
3. Erhalten und Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
3.1 Laub- und Nadelbäume mit einem Stammumfang ab 0,50 m und mehrstämmige 

Laubbäume ab 0,80 m Gesamtumfang zweier Stämme, gemessen in 1,0 m Hö-
he über Geländeoberfläche, Großsträucher ab 3,0 m Höhe und freiwachsende 
Hecken ab 10,0 m Länge, die ihren Standort außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen haben, sind zu erhalten. Sie sind vor Beeinträchtigungen 
des Wurzelraumes durch Versiegelung, Abgrabung, Aufschüttung, durch das 
Lagern oder Ausbringen von festen oder flüssigen Stoffen, die schädigenden 
Einfluss auf das Wachstum haben können und vor Beschädigungen der Baum-
rinde zu schützen. Pflegemaßnahmen und Maßnahmen zur Abwehr unmittelbar 
drohender Gefahren sind zulässig. Der Abgang von Bäumen, Großsträuchern 
und Hecken ist gleichwertig innerhalb des Geltungsbereiches zu ersetzen. Für 
Bäume gilt: bis zu einem Stammumfang von 0,60 m ist ein Ersatzbaum, über 
einem Stammumfang von 0,60 m sind zwei Ersatzbäume anzupflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. Innerhalb des Geltungsbereiches ist durch den Erhalt 
und durch Neuanpflanzungen gemäß Pflanzliste (Pkt. 3.3) dauerhaft ein Be-
stand von mindestens einem Baum je 150 m² Fläche abzusichern. Der Bestand 
muss sich über das gesamte Gebiet verteilen.  

3.2 Für Gehölzinseln und Hecken zur Unterteilung und Auflockerung der Standplät-
ze können außer den in der Pflanzliste aufgeführten Arten Parkrosen, Kletter-
pflanzen und Blütengehölze gesetzt werden. Die Verwendung von fremdländi-
schen Nadelgehölzen wird für das Gesamtgebiet ausgeschlossen. 

3.3 Pflanzliste Sträucher und Bäume:  
Sträucher (Baumschulware, 2x verschult)   Bäume (Hochstamm, Stamm- 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn  umfang mind. 16 cm, gemessen 
Cornus sanguinea Hartriegel   in 1,0 m Höhe) 
Prunus spinosa  Schlehe   Acer campestre Feldahorn 
Rosa arvensis  Feldrose   Betula pendula Birke 
Rosa canina  Hundsrose   Carpinus betulus  Hainbuche 
Heister (3x verpflanzt, Höhe 100 – 150 cm)  Quercus robur  Stieleiche 
Acer campestre  Feldahorn   Pinus sylvestris Kiefer 
Carpinus betulus Hainbuche   Sorbus aucuparia Eberesche 

 
Zusätzlich werden auch unter Berücksichtigung der notwendigen Ausgleichsmaß-
nahmen durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 folgende Festsetzun-
gen hinzugefügt: 
 
Als externe Ausgleichsmaßnahme ist eine umgebrochene Grünlandfläche östlich des 
Gnittbarges an der Gemeindegrenze zu Wittenbeck auf dem städtischen Flurstück 
376/4, Flur 2 der Gemarkung Kühlungsborn, in einer Größe von 600 m² dauerhaft 
aus der Bewirtschaftung zu nehmen und der natürlichen Sukzession zu überlassen. 
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7. Eigentumsverhältnisse  
 
Die von der Änderung betroffenen Grundstücke befinden sich in Privatbesitz.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den ....................  ........................................ 

Karl, Bürgermeister 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Landkreises Rostock 
keine grundsätzlichen Einwände gegen die Planung bestehen. 
 
Die Stellungnahmen der beteiligten Fachämter des Landkreises wer-
den - soweit vorliegend - im Folgenden erörtert und in die Abwägung 
eingestellt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die artenschutzrechtlichen Belange 
im Rahmen der Planung sowohl durch die Festsetzungen als auch in 
der Begründung ausreichend gewürdigt wurden. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der e.dis keine Bedenken 
gegen die Planung bestehen. 
 
Die Planunterlagen liegen großformatig vor. Daraus ergeben sich kei-
ne Änderungserfordernisse für die Planung. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zu Bauarbeiten und Anschlussbedin-
gungen werden beachtet. 
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Die Hinweise zu Pflanzmaßnahmen werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass im Planbereich Anlagen des Gas-
netzes und des Informationskabelnetzes vorhanden sind. Daraus er-
geben sich keine Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Hauptabteilung Gas keine Be-
denken äußert. 
 
Der Gasleitungsplan liegt großformatig vor. Daraus ergeben sich keine 
Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass sich im Planbereich (Waldstraße) 
ein Kabelschutzrohr befindet. Daraus ergeben sich keine Änderungser-
fordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Zweckverband der Planung 
zustimmt. 
Die zu den Anschlussbedingungen und Leitungsanpassungen gege-
benen Hinweise werden beachtet. 
 
Die Beitragspflichten werden durch den Grundstückeigentümer erfüllt. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Nutzerstruktur des Camping-
platzes zur Kenntnis. Es wird darauf hingewiesen, dass auch weiterhin 
einfache Zeltplätze zur Verfügung stehen. Abgesehen davon entspricht 
die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplatzes durch-
aus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn für 
einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlängernden 
Maßnahmen beiträgt. 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar, 
beeinträchtigt also auch nicht das Stadtbild. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Der Stadt liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Fahrer von Cam-
pingmobilen durch eine überdurchschnittliche Rücksichtslosigkeit im 
Straßenverkehr charakterisiert werden können. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft.  
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die maximale Firsthöhe im Geltungsbereich 1 beträgt lediglich 9,5 m. 
Eine Aufstockung um ein Geschoss erfolgt im Geltungsbereich 1 ins-
besondere, um den Empfangsbereich zu vergrößern und mehr Büro-
fläche im Obergeschoss zu schaffen. Die Anzahl von zwei Wohnungen 
ist auch in der Ursprungssatzung zulässig. Es findet somit keine Erhö-
hung statt. 

2 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Ausstattung der Stadt mit Well-
ness- und Gesundheitseinrichtungen zur Kenntnis. Abgesehen davon 
entspricht die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplat-
zes durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar 
und stört daher das Orts- und Landschaftsbild nicht. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft.  
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Die Stadt nimmt die Einschätzung zum Flair des Campens zur Kennt-
nis. 
 
Ein 10,5 m hohes Gebäude ist lediglich im Geltungsbereich 2 zulässig. 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 werden keine 
zusätzlichen Wohneinheiten geschaffen. Wie schon im Ursprungsplan, 
sind nur im Rezeptions- und Verwaltungsgebäude (Geltungsbereich 1) 
2 Wohnungen für Betriebsinhaber, Verwalter und Angestellte des 
Campingparks zulässig. 
 
Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind gerade die gestiegenen Bedürf-
nisse der Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vor-
handene und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht 
daher durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
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Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind die gestiegenen Bedürfnisse der 
Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vorhandene 
und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht daher 
durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungs-
born für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlän-
gernden Maßnahmen beiträgt. 
Das Ziel der vorliegenden Bauleitplanung ist es nicht, regulierend in 
den Markt für bestimmte Dienstleistungen einzugreifen. Im Prinzip 
steht es jedermann zu, eine Dienstleistung im Stadtgebiet anzubieten. 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Landkreises Rostock 
keine grundsätzlichen Einwände gegen die Planung bestehen. 
 
Die Stellungnahmen der beteiligten Fachämter des Landkreises wer-
den - soweit vorliegend - im Folgenden erörtert und in die Abwägung 
eingestellt.
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Wasserbehör-
de keine Einwände gegen die Planung bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die artenschutzrechtlichen Belange 
im Rahmen der Planung sowohl durch die Festsetzungen als auch in 
der Begründung ausreichend gewürdigt wurden. 
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Es handelt sich bei den geplanten Neu- und Umbauten um Maßnah-
men der Bestandspflege und Qualitätssteigerung sowie der Saisonver-
längerung. Im Zuge der Umgestaltung in den Änderungsbereichen 
werden darüber hinaus Stellplätze entfallen. Eine Kapazitätserhöhung 
ist also nicht geplant. 
Eine Zunahme der Schallimmissionen durch höheren Besucherverkehr 
oder durch die erneuerten Anlagen ist somit ausgeschlossen.  
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Der nebenstehende Hinweis wird durch den Grundstückseigentümer 
beachtet. Außerdem bestand im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 
 
Die Hinweise zum Umgang mit Baustellenabfällen werden durch den 
Eigentümer beachtet. 
 
Die untere Naturschutzbehörde wurde beteiligt. Es wurden keine Be-
denken geäußert. 
Es sind keine Maßnahmen an Gewässern II. Ordnung geplant. 
 
Die untere Bodenschutzbehörde wurde beteiligt. Es wurden keine Be-
denken geäußert. 
Die nebenstehenden Hinweise zum Bodenschutz werden durch den 
Grundstückseigentümer beachtet. 
 
 
Als externe Ausgleichsfläche wird eine umgebrochene Grünlandfläche 
aus der Nutzung genommen (Sukzession). Auf dieser Sammelaus-
gleichsfläche der Stadt wurden schon mehrere Ausgleichsmaßnahmen 
durchgeführt. Geplant ist eine Entwicklung im Rahmen eines Bio-
topverbundes. Aus Sicht der Stadt ist daher die Nutzung einer land-
wirtschaftlichen Fläche in diesem geringen Umfang gerechtfertigt. An-
dere geeignete Ausgleichsflächen stehen nicht zur Verfügung. 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass weitere Belange des StALU nicht 
betroffen sind. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der e.dis keine Bedenken 
gegen die Planung bestehen. 
 
Die Planunterlagen liegen großformatig vor. Daraus ergeben sich kei-
ne Änderungserfordernisse für die Planung. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zu Bauarbeiten und Anschlussbedin-
gungen werden beachtet. 
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Die Hinweise zu Pflanzmaßnahmen werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass im Planbereich Anlagen des Gas-
netzes und des Informationskabelnetzes vorhanden sind. Daraus er-
geben sich keine Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Hauptabteilung Gas keine Be-
denken äußert. 
 
Der Gasleitungsplan liegt großformatig vor. Daraus ergeben sich keine 
Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass sich im Planbereich (Waldstraße) 
ein Kabelschutzrohr befindet. Daraus ergeben sich keine Änderungser-
fordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Zweckverband der Planung 
zustimmt. 
Die zu den Anschlussbedingungen und Leitungsanpassungen gege-
benen Hinweise werden beachtet. 
 
Die Beitragspflichten werden durch den Grundstückeigentümer erfüllt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Verband Mecklenburgischer 
Ostseebäder keine einschränkenden Hinweise zur Planung hat. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die nachbarschaftlichen Belange 
der Stadt Kröpelin durch die Planung nicht berührt werden. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die nachbarschaftlichen Belange 
der Gemeinde Bastorf durch die Planung nicht berührt werden. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Nutzerstruktur des Camping-
platzes zur Kenntnis. Es wird darauf hingewiesen, dass auch weiterhin 
einfache Zeltplätze zur Verfügung stehen. Abgesehen davon entspricht 
die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplatzes durch-
aus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn für 
einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlängernden 
Maßnahmen beiträgt. 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar, 
beeinträchtigt also auch nicht das Stadtbild. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Der Stadt liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Fahrer von Cam-
pingmobilen durch eine überdurchschnittliche Rücksichtslosigkeit im 
Straßenverkehr charakterisiert werden können. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die maximale Firsthöhe im Geltungsbereich 1 beträgt lediglich 9,5 m. 
Eine Aufstockung um ein Geschoss erfolgt im Geltungsbereich 1 ins-
besondere, um den Empfangsbereich zu vergrößern und mehr Büro-
fläche im Obergeschoss zu schaffen. Die Anzahl von zwei Wohnungen 
ist auch in der Ursprungssatzung zulässig. Es findet somit keine Erhö-
hung statt. 

2 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Ausstattung der Stadt mit Well-
ness- und Gesundheitseinrichtungen zur Kenntnis. Abgesehen davon 
entspricht die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplat-
zes durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar 
und stört daher das Orts- und Landschaftsbild nicht. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger Abwägung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 20 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Stadt nimmt die Einschätzung zum Flair des Campens zur Kennt-
nis. 
 
Ein 10,5 m hohes Gebäude ist lediglich im Geltungsbereich 2 zulässig. 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 werden keine 
zusätzlichen Wohneinheiten geschaffen. Wie schon im Ursprungsplan, 
sind nur im Rezeptions- und Verwaltungsgebäude (Geltungsbereich 1) 
2 Wohnungen für Betriebsinhaber, Verwalter und Angestellte des 
Campingparks zulässig. 
 
Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind gerade die gestiegenen Bedürf-
nisse der Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vor-
handene und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht 
daher durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
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Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind die gestiegenen Bedürfnisse der 
Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vorhandene 
und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht daher 
durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungs-
born für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlän-
gernden Maßnahmen beiträgt. 
Das Ziel der vorliegenden Bauleitplanung ist es nicht, regulierend in 
den Markt für bestimmte Dienstleistungen einzugreifen. Im Prinzip 
steht es jedermann zu, eine Dienstleistung im Stadtgebiet anzubieten. 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Landkreises Rostock 
keine grundsätzlichen Einwände gegen die Planung bestehen. 
 
Die Stellungnahmen der beteiligten Fachämter des Landkreises wer-
den - soweit vorliegend - im Folgenden erörtert und in die Abwägung 
eingestellt.
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der unteren Wasserbehör-
de keine Einwände gegen die Planung bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die artenschutzrechtlichen Belange 
im Rahmen der Planung sowohl durch die Festsetzungen als auch in 
der Begründung ausreichend gewürdigt wurden. 
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Es handelt sich bei den geplanten Neu- und Umbauten um Maßnah-
men der Bestandspflege und Qualitätssteigerung sowie der Saisonver-
längerung. Im Zuge der Umgestaltung in den Änderungsbereichen 
werden darüber hinaus Stellplätze entfallen. Eine Kapazitätserhöhung 
ist also nicht geplant. 
Eine Zunahme der Schallimmissionen durch höheren Besucherverkehr 
oder durch die erneuerten Anlagen ist somit ausgeschlossen.  
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Der nebenstehende Hinweis wird durch den Grundstückseigentümer 
beachtet. Außerdem bestand im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
Gelegenheit zur Stellungnahme. 
 
Die Hinweise zum Umgang mit Baustellenabfällen werden durch den 
Eigentümer beachtet. 
 
Die untere Naturschutzbehörde wurde beteiligt. Es wurden keine Be-
denken geäußert. 
Es sind keine Maßnahmen an Gewässern II. Ordnung geplant. 
 
Die untere Bodenschutzbehörde wurde beteiligt. Es wurden keine Be-
denken geäußert. 
Die nebenstehenden Hinweise zum Bodenschutz werden durch den 
Grundstückseigentümer beachtet. 
 
 
Als externe Ausgleichsfläche wird eine umgebrochene Grünlandfläche 
aus der Nutzung genommen (Sukzession). Auf dieser Sammelaus-
gleichsfläche der Stadt wurden schon mehrere Ausgleichsmaßnahmen 
durchgeführt. Geplant ist eine Entwicklung im Rahmen eines Bio-
topverbundes. Aus Sicht der Stadt ist daher die Nutzung einer land-
wirtschaftlichen Fläche in diesem geringen Umfang gerechtfertigt. An-
dere geeignete Ausgleichsflächen stehen nicht zur Verfügung. 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass weitere Belange des StALU nicht 
betroffen sind. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der e.dis keine Bedenken 
gegen die Planung bestehen. 
 
Die Planunterlagen liegen großformatig vor. Daraus ergeben sich kei-
ne Änderungserfordernisse für die Planung. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zu Bauarbeiten und Anschlussbedin-
gungen werden beachtet. 
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Die Hinweise zu Pflanzmaßnahmen werden beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass im Planbereich Anlagen des Gas-
netzes und des Informationskabelnetzes vorhanden sind. Daraus er-
geben sich keine Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Hauptabteilung Gas keine Be-
denken äußert. 
 
Der Gasleitungsplan liegt großformatig vor. Daraus ergeben sich keine 
Änderungserfordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass sich im Planbereich (Waldstraße) 
ein Kabelschutzrohr befindet. Daraus ergeben sich keine Änderungser-
fordernisse für die Planung. 
Die Leitungsbestände werden im Rahmen von Baumaßnahmen be-
achtet. 
 
Die nebenstehenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Zweckverband der Planung 
zustimmt. 
Die zu den Anschlussbedingungen und Leitungsanpassungen gege-
benen Hinweise werden beachtet. 
 
Die Beitragspflichten werden durch den Grundstückeigentümer erfüllt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass der Verband Mecklenburgischer 
Ostseebäder keine einschränkenden Hinweise zur Planung hat. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aufgrund der Nähe des Plangebie-
tes zum Küstenschutzwald speziell auf den § 20 LWaldG hingewiesen 
wird, der den Abstand baulicher Anlagen zu Wald regelt (30m Ab-
stand). 
 
 
Die Gemeinde nimmt die waldrechtlichen Anforderungen zur Kenntnis 
und stellt sie im Folgenden in die Abwägung ein. 
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Die Baugrenze wird auf den vorgeschriebenen Waldabstand von 30 m 
zurückgenommen. Um notwendige Vorbauten, wie z.B. Treppenanla-
gen oder Vordächer, dennoch zu ermöglichen, wird die südliche Bau-
grenze geringfügig um 2 m Meter in Richtung Weg verschoben. 
 
Eine Variantenprüfung wurde bereits im Rahmen der Vorbereitung der 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 durchgeführt, um den 
Standort der Ver- und Entsorgungsstation festzulegen. Folgende Über-
legungen haben dabei im Wesentlichen eine Rolle gespielt: 
Die notwendigen Anschlüsse für Wasser und Abwasser werden zu-
sammen mit dem Neubau des Waschhauses errichtet und werden in 
dieses baulich integriert. Das Gebäude ist ganzjährig geöffnet bzw. 
wird für den Winterbetrieb ausgelegt, so dass durch die Beheizung 
auch der notwendige Frostschutz gewährleistet ist. Auf der Entsor-
gungsfläche selbst befinden sich lediglich zwei Abflusstrichter für 
Schmutzwasser. Weitere bauliche Anlagen sind nicht geplant. Die Flä-
che wird mit Hecken und Bäumen begrünt. 
An anderer Stelle auf dem Campingplatzgelände wäre die Errichtung 
der Entsorgungsstation nur mit einem erheblichen Aufwand an zusätz-
lichen Leitungen möglich. Die Frostfreiheit wäre nicht gegeben. Durch 
die dafür notwendigen Tiefbaumaßnahmen bestünde die Gefahr, dass 
Baumwurzeln auch in Bereichen, die nicht direkt von Hochbaumaß-
nahmen betroffen sind, geschädigt werden können. Im Geltungsbe-
reich 2 ist dagegen eine Fläche betroffen, auf der sich bereits das zu-
rückzubauende bestehende Waschhaus befindet und somit keine Be-
einträchtigung von Wurzelräumen stattfindet. 
Andere Flächen sind darüber hinaus für die Stellplätze für Wohnmobile 
schon mit zentralen Wasser- und Abwasseranschlüssen, Stroman-
schlüssen sowie TV-Kabelanschlüssen für den Sommerbetrieb verse-
hen. Ein Umbau des Versorgungssystems wäre hier mit einem erhebli-
chen Aufwand verbunden, zumal für die Einrichtung der Anreisestell-
plätze im Geltungsbereich 4 schon Wohnmobilstellplätze verloren ge-
hen. Die Anreisestellplätze werden errichtet, um die Verkehrssituation 
in der Waldstraße zu verbessern.  
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Die Errichtung der notwendigen zweiten Entsorgungsstation im Gel-
tungsbereich 2 trägt dadurch, dass sie die bestehende Anlage nördlich 
des Norma-Marktes entlastet, ebenfalls zu einer Minderung der Gefahr 
von Rückstaus in der Hauptsaison bei. 
Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt für die Auswahl des Standortes 
ist die randständige Lage auf dem Campingplatz. Dadurch werden 
Belästigungen der Gäste vermieden. Die Entsorgungsstation wird dar-
über hinaus von dem neuen Waschhaus abgeschirmt. 
 
Die weiteren Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit im Wald-
abstandsbereich obliegen dem Flächeneigentümer.  
Rechtzeitig vor Baubeginn muss ein Antrag auf Ausnahme vom Wald-
abstand bei der zuständigen Forstbehörde gestellt werden. 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die Änderungsbereiche 1,3 und 4 
nicht durch waldrechtliche Belange berührt werden. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die nachbarschaftlichen Belange 
der Stadt Kröpelin durch die Planung nicht berührt werden. 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger Abwägung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 18 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die nachbarschaftlichen Belange 
der Gemeinde Bastorf durch die Planung nicht berührt werden. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Nutzerstruktur des Camping-
platzes zur Kenntnis. Es wird darauf hingewiesen, dass auch weiterhin 
einfache Zeltplätze zur Verfügung stehen. Abgesehen davon entspricht 
die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplatzes durch-
aus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungsborn für 
einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlängernden 
Maßnahmen beiträgt. 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar, 
beeinträchtigt also auch nicht das Stadtbild. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Der Stadt liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Fahrer von Cam-
pingmobilen durch eine überdurchschnittliche Rücksichtslosigkeit im 
Straßenverkehr charakterisiert werden können. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
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Die Änderungsbereiche beziehen sich auf Flächen die schon im recht-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 27 als Bauflächen festgesetzt sind. Ledig-
lich in den Änderungsflächen 2 und 3 findet eine zusätzliche Versiege-
lung von insgesamt maximal 400 m² für dem heutigen Stand ange-
messene Waschhäuser und Rezeption sowie für Versorgungsanlagen 
statt. Im Geltungsbereich 1 wird zwar die zulässige Grundfläche er-
höht, der Bereich ist jedoch schon vollständig Versiegelt. Für diesen 
zusätzlichen Eingriff werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. Aus Sicht der Stadt handelt es sich, bezogen auf die Ge-
samtfläche des Campingplatzes, um eine angemessene Erweiterung. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27 trifft keine Festsetzung zur prozentualen 
Versiegelung im Plangebiet. Eine solche findet sich auch nicht in den 
gesetzlichen Vorschriften wie z.B. der Baunutzungsverordnung oder 
der Verordnung über Camping- und Wochenendplätze M-V. 
Der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegt eine aktuelle Vermessung 
zu Grunde. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 betrifft lediglich die Än-
derungsbereiche 1- 4. Alle übrigen Festsetzungen und Regelungen 
des rechtkräftigen Planes bleiben gültig. Die im Rahmen der 1. Ände-
rung ermittelte zusätzliche Versiegelung wird gesondert durch zusätzli-
che Maßnahmen ausgeglichen. im Rahmen der Waldumwandlung 
wurden ca. 10 ha Waldfläche neu aufgeforstet. Das Monitoring steht 
dazu in keinem Widerspruch. 
 
Die maximale Firsthöhe im Geltungsbereich 1 beträgt lediglich 9,5 m. 
Eine Aufstockung um ein Geschoss erfolgt im Geltungsbereich 1 ins-
besondere, um den Empfangsbereich zu vergrößern und mehr Büro-
fläche im Obergeschoss zu schaffen. Die Anzahl von zwei Wohnungen 
ist auch in der Ursprungssatzung zulässig. Es findet somit keine Erhö-
hung statt. 

2 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Einschätzung zur Ausstattung der Stadt mit Well-
ness- und Gesundheitseinrichtungen zur Kenntnis. Abgesehen davon 
entspricht die vorhandene und geplante Entwicklung des Campingplat-
zes durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Lediglich im Geltungsbereich 2 ist eine maximale Firsthöhe von 10,5 m 
festgesetzt. Dieser Bereich ist aufgrund seiner Lage kaum einsehbar 
und stört daher das Orts- und Landschaftsbild nicht. 
 
Der Küstenschutzstreifen wird von Hochbaumaßnahmen nicht betrof-
fen. Eine Unterschreitung des Waldabstandes erfolgt lediglich um ca. 
1 m bis 2 m. Das vorhandene, abzureißende alte Gebäude im Gel-
tungsbereich 2 befindet sich hingegen viel weiter im Waldabstands-
streifen. 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
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Die Stadt nimmt die Einschätzung zum Flair des Campens zur Kennt-
nis. 
 
Ein 10,5 m hohes Gebäude ist lediglich im Geltungsbereich 2 zulässig. 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 werden keine 
zusätzlichen Wohneinheiten geschaffen. Wie schon im Ursprungsplan, 
sind nur im Rezeptions- und Verwaltungsgebäude (Geltungsbereich 1) 
2 Wohnungen für Betriebsinhaber, Verwalter und Angestellte des 
Campingparks zulässig. 
 
Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind gerade die gestiegenen Bedürf-
nisse der Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vor-
handene und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht 
daher durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Küh-
lungsborn für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saison-
verlängernden Maßnahmen beiträgt. 
 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
 



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger Abwägung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 24 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die bisher in der Waldstraße abgestellten Fahrzeuge, die auf eine Ab-
fertigung warten, werden nun unmittelbar auf die dafür geschaffenen 
Anreisestellplätze auf das Campingplatzgelände geleitet. Die Situation 
in der Waldstraße wird dadurch entschärft. Wartepositionen für 
Wohnmobile außerhalb des Stadtgebietes sind keine praktikable Lö-
sung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20 Bürger 
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Die Stadt nimmt die Anmerkung zu den erweiterten Wellnessangebo-
ten zur Kenntnis. Eine entsprechende Bedarfserhebung wurde durch 
den Eigentümer durchgeführt. Es sind die gestiegenen Bedürfnisse der 
Camper, die diese Qualitätsverbesserung erfordern. Die vorhandene 
und geplante Entwicklung des Campingplatzes entspricht daher 
durchaus den städtebaulichen Zielen der Stadt Ostseebad Kühlungs-
born für einen qualitativ hochwertigen Tourismus, der zu saisonverlän-
gernden Maßnahmen beiträgt. 
Das Ziel der vorliegenden Bauleitplanung ist es nicht, regulierend in 
den Markt für bestimmte Dienstleistungen einzugreifen. Im Prinzip 
steht es jedermann zu, eine Dienstleistung im Stadtgebiet anzubieten. 
Innerhalb der eingriffsrelevanten Änderungsbereiche befinden sich 
Bäume, die nicht erhalten werden können und durch Ersatzpflanzun-
gen auszugleichen sind. Es ist dabei jedoch zu beachten, dass die hier 
betrachteten Baufelder bereits im Rahmen der Aufstellung der Ur-
sprungsplanung baumschutzrechtlich bearbeitet worden sind, auch 
wenn sie bis jetzt nicht vollständig bebaut wurden. Im geltenden Be-
bauungsplan ist je 150 m² der Erhalt oder das Anpflanzen eines Bau-
mes festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung wird lediglich eine Erwei-
terung der vorhandenen Baugrenzen sowie der maximal zulässigen 
Grundfläche vorgenommen. 
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SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KÜHLUNGSBORN

über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 27 "Campingpark Kühlungsborn"

W

N

O

S

Planzeichenerklärung

Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990, geändert durch

Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBL. I S. 1509).

1. Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 10 BauNVO)

                         

                        Sondergebiete, die der Erholung dienen

Zweckbestimmung Campingplatz (§ 10 BauNVO) mit lfd. Nummerierung

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 17 - 20 BauNVO)

      Grundflächenzahl als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschoss als Höchstmaß

Firsthöhe in m als Höchstmaß              

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

                       offene Bauweise

                     

                    Baugrenze

Flächen für die Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und die

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Wasser

Abwasser

 

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze - Anreise von Wohnwagen

und Wohnmobilen

           

                         Grenze der räumlichen Geltungsbereiche der 1. Änderung

des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Ursprungsplanung

des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

GR

       SO 1

Campingplatz

II

FH

o

St

St

Anreise

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

2. Nachrichtliche Übernahmen

Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen

Schutzgebiet für Grundwassergewinnung - Schutzzone III B

30 m Waldabstandsstreifen gemäß § 20 LWaldG i.V.m.

Waldabstandserlass M-V

150m Küsten- und Gewässerschutzstreifen gemäß § 29 NatSchAG M-V

3. Darstellungen ohne Normcharakter

                        vorhandene bauliche Anlagen

                        vorhandene Flurstücksgrenzen

                        Flurstücksnummern

Bemaßung in m

Höhenpunkte in m über HN

künftig fortfallend

4. Unverbindliche Darstellungen der Ursprungsplanung

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

zulässige Dachneigung

Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdach

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

vorgesehene Hauptwege innerhalb des Sondergebietes

                         vorgesehene Nebenerschließung innerhalb des Sondergebietes

Flächen für die Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und die

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Stellplatz für Abfallbehälter

Elektrizität

GW

 IIIB

DN

SD, WD,

  KWD

2

47

5.5

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

                         Grünflächen

Spiel-, Aktions- und Bolzplatz

Heckenpflanzungen

Zäsurgrün

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen bepflanzungen

5. Darstellungen ohne Normcharakter

Böschung

Zaun

Geltungsbereich 2

Ursprungsplan

Geltungsbereich 1

Geltungsbereich 3

Geltungsbereich 4


	Vorlage
	Anlage  1 Planzeichnung
	Anlage  2 Begründung
	Anlage  3 Abwägung
	Anlage  4 Abwägung 1. Änderung B-Plan 27 Stand 17.06.2015
	Anlage  5 Abwägung 1. Änderung B-Plan 27 m. Ergänzung
	Anlage  6 Beschluss 9 6 15 neu-Plan 1-1000

